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80. Jahrestag des Überfalls auf die 
Sowjetunion / Stuttgart

Cuno Brune-Hägele
Kolleginnen,
Kollegen,

im Morgengrauen vor 80 Jahren, am 22.Juni 1941 überfällt die deutsche Wehrmacht die Sowjetunion. Damit begann ein Raub- und Vernichtungskrieg gegen die UdSSR, der auf die Kolonialisierung großer Teile des Landes abzielte. Der Krieg gegen die Sowjetunion war kein gewöhnlicher imperialistischer Krieg. „Armee zerschlagen.Staat auflösen“, das war die Zielsetzung der faschistischen deutschen, politischen und militärischen Führung.Die politische und militärische Führung gingen in ihrem Vernichtungsstreben weit über alles hinaus, was man seit der kolonialen und vorkolonialen Epoche und den Wunschvorstellungen im I. Weltkrieg für möglich gehalten hatte; freilich waren bereits im eroberten Polen derartige menschenverachtende Pläne umgesetzt worden.
Der Rassismus in seiner brutalsten und umfassendsten Form diente als „Begründung“ für die Ermorderung und Aushungerung von Millionen und für die Vertreibung („Aussiedlung“) von Dutzenden Millionen Slawen und Juden, schließlich auch für die Ausbeutung von Millionen verschleppter Männer und Frauen als Arbeitssklaven  im Deutschen Reich und innerhalb der Wehrmacht. 
Ziel war, die ausnahmslose Ausrottung der jüdischen Bevölkerung, die Vernichtung sämtlicher Führungskräfte in Politik, Wirtschaft und Verwaltung der Sowjetunion. Auf besonderen Befehl der Reichsführung, die Ermordung der männlichen Einwohnerschaft der größeren Städte, insbesondere Stalingrads, die Aushungerung Leningrads.  Der „Generalplan Ost“, später als „Gesamtplan“ und „Generalansiedlungsplan“ enthielt weitreichende Planungen für eine Eindeutschung der eroberten sowjetischen Gebiete.

Die Gräuel und Verbrechen der deutschen Wehrmacht, der SS und anderer militärischer und paramilitärischer Einheiten sind bekannt. 

Am 8. Mai 1945 hatte dieser Wahnsinn ein Ende. 
Dank den Allierten und der Roten Armee wurde Europa von Faschismus und Krieg befreit. 
27  Millionen Bürgerinnen und Bürger der Sowjetunion fielen dem faschistischen Wahnsinn zum Opfer. Ihrer gedenken wir heute, am 80. Jahrestag des Überfalls auf die Sowjetunion.

Liebe Kolleginnen,
liebe Kollegen,

es ist beschämend, dass die Bundesrepublik Deutschland nicht mal zu einer parlamentarischen Gedenkveranstaltung in der Lage ist. 
Es ist beschämend wenn die Bundeskanzlerin am Vorabend des 80. Jahrestages das „Dokumentationszentrum Flucht-Vertreibung-Versöhnung“ in Berlin eröffnet. Hier werden Ebenen verschoben und ein Geschichtsbild zur Waffe gemacht.
Liebe Kolleginnen,

liebe Kollegen,
nie wieder Faschismus, nie wieder Krieg, das war die Losung nach 1945, doch die Entwicklungen und Tatsachen sind andere, heute finden NATO Manöver an der Grenze zu Russland statt. 
Heute gibt es eine gefährlich, eskalierende Frontstellung gegen Russland begleitet von einer Kriegsrhetorik die Russland und China zum Feinbild konstruiert. Die Bundesrepublik Deutschland nimmt eine führende Rolle in diesem, in letzter Konsequenz zum Krieg führenden Kurs, ein.
Aus der Geschichte lernen heißt den Frieden bewahren. Das Prinzip der „gemeinsamen Sicherheit“ im gemeinsamen „Haus Europa“ kann es nur miteinander, also gemeinsam mit Russland und nicht gegeneinander geben. Die Ausdehnung der NATO bis nahe an die Grenzen Russlands widerspricht diesem Prinzip. 

Wie heißt es in dem Aufruf von Daniela Dahn, Antje Vollmer, Prof. Dr. Wette. Matthias Platzeck u.a.,

Lasst uns endlich Frieden schließen! Die Völker Europas warten schon lange drauf!
Liebe Kolleginnen,

liebe Kollegen,

Corona zum Trotz werden die Rüstungsausgaben nach wie vor, entsprechend der Vereinbarung mit der Nato nahezu zu verdoppelt auf zwei Prozent der deutschen Wirtschaftsleistung (BIP). Zwei Prozent, das sind mindestens weitere 30 Milliarden Euro, die im zivilen Bereich fehlen, also bei Schulen und Kitas, sozialem Wohnungsbau, Krankenhäusern, öffentlichem Nahverkehr, Kommunaler Infrastruktur, Alterssicherung/ der Rente, dem ökologischen Umbau, Klimagerechtigkeit und internationaler Hilfe zur Selbsthilfe.

Das Bundesverteidigungsministerium hat letztes Jahr ohne parlamentarische Beratung den Kauf von 30 Atombomber für schätzungsweise 7,5 Milliarden € in Auftrag gegeben.  

7,5 Milliarden Euro entsprechen gem. den „Ärztinnen und Ärzten für die Verhütung des Atomkrieges“ 100 000 Intensivbetten, 30 000 Beatmungsgeräten sowie den Gehältern von 60 000 Pflegefachkräften und von 25 000 Ärzten*innen für ein Jahr. 

Weitgehend unbemerkt wurden die Militärausgaben laut SIPRI, dem Stockholmer Friedensforschungsinstitut, im vergangenen Jahr auf das höchste Niveau seit 1993 gesteigert. Damit hat die Bundesrepublik  im vergangenen Jahr ihre Militärausgaben wie kein anderer unter den zehn am stärksten aufgerüsteten Staaten weltweit gesteigert. Damit erreichen mit fast 2 Billionen US$ die globalen Rüstungsausgaben das Niveau der 1980er Jahre also der Ära des Kalten Krieges. 

Diese beharrliche Militarisierung zeigt die wahren Prioritäten der Regierungen dieser Welt, vor allem diejenigen der westlichen Wertegemeinschaft so am 26.04.2021 auf einer Pressekonferenz der  IPPNW  Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges/Ärzte in sozialer Verantortung e.V.
Als Gewerkschafter fordern wir,

keine weitere Erhöhung der Rüstungsausgaben, 
senkt endlich die Rüstungsausgaben,
keine nukleare Teilhabe, 
Abrüsten ist das Gebot der Stunde,
und dazu gehört ein klares Nein zu Rüstungsexport und Auslandseinsätzen der Bundeswehr.

Frieden schaffen ohne Waffen, das steht auf unserem Banner.

Denn es hat nie geheißen, „Arbeiter aller Länder zerbombt euch!“ 
Mir, Drusbha - für Frieden Freundschaft und Völkerverständigung.
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